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Über 160 Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier, mehr als 
neunzig zivilgesellschaftliche 
Organisationen und 200 Unter-
nehmen steigen gemeinsam in 
den Abstimmungskampf. Klima-
schutz heisst für sie Ja zum revi-
dierten CO2-Gesetz. 

Ein Schweizer Wegweiser in 
gelber Farbe mit der Aufschrift 
«Klimaschutz» ist das Sujet einer 
breiten Allianz für das CO2-Ge-
setz, über das am 13. Juni abge-
stimmt wird. «Der Wegweiser 
symbolisiert den typischen 
Schweizer Weg», sagte FDP-
Ständerat Damian Müller ges-
tern vor den Medien. 

«Die einen gehen langsamer, 
die anderen schneller. Aber das 
Ziel ist immer dasselbe: Wir wol-
len den nächsten Generationen 
eine Schweiz überlassen, die wir 
auch lieben.» 

Dem Komitee angeschlossen 
haben sich Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier von SP, FDP, 
Mitte-Partei, Grüne, Grünlibe-
rale und EVP. Aber auch Unter-
nehmen wie Ikea oder Novartis 
gehören dem Komitee an. 
«Diese breite Allianz ist unsere 
Stärke», sagte Müller. 

«Ausgewogene Lösung» 
Um das CO2-Gesetz sei im Parla-
ment hart gerungen worden. Das 
Resultat sei ein guter Kompro-
miss: «Dass das Gesetz gerade 
von der extremen Linken sowie 
der SVP bekämpft wird, zeigt, 
dass eine ausgewogene Lösung 
vorliegt». 

Das CO2-Gesetz basiert auf 
dem Verursacherprinzip. Wer das 
Klima mehr belastet, bezahlt auch 
mehr. So beinhaltet das Gesetz 
etwa eine Erhöhung des Treib-
stoffpreises um zwölf Rappen pro 
Liter sowie eine Flugticketabgabe 
von 30 bis 120 Franken. 

Diese Mehreinnahmen sollen 
in Form eines Klimafonds, der 
unter anderem Gebäudesanie-
rungen unterstützt, zurück an die 
Bevölkerung und die Wirtschaft 
gehen. Gerechnet wird mit einer 
Rückerstattung von durch-
schnittlich 60 Franken pro Kopf – 
inklusive Kinder. 

90 Prozent der Bevölkerung 
würden gleich viel zurückbekom-
men, wie sie für die Klimaab-
gabe ausgäben, sagte SP-Natio-
nalrätin Gabriela Suter. Die 
Rückverteilung erfolge pro Per-
son, kinderreiche Familien wür-

den entsprechend am meisten 
profitieren. Das Gesetz sei also 
durchaus sozial verträglich. 

CVP-Nationalrätin Christine 
Bulliard-Marbach erinnerte da-
ran, dass die Berggebiete am 
meisten unter den Folgen des 

Klimawandels litten. Buillard-
Marbach ist Präsidentin der 
Arbeitsgemeinschaft für das 
Berggebiet. Durch den Fonds 
würden die ländlichen Gebiete 
unterstützt. Davon profitiere 
auch der Wintertourismus. 

Mit dem Gesetz verbunden 
seien auch Chancen für die 
Schweiz, führte Jürg Grossen, 
Berner Nationalrat und Präsi-
dent der Grünliberalen Partei, 
aus. «Die Innovationskraft des 
Gesetzes ist gross»: Als Clintec-
Standort habe die Schweiz die 
besten Voraussetzungen, inter-
national an die Spitze zu kom-
men. 

Gesundheitspolitische Argu-
mente legte EVP-Nationalrätin 
Lilian Studer in die Waagschale: 
«Der Verzicht auf fossile Ener-
gien bringt uns eine sauberere 
Luft – und entsprechend weniger 
Erkrankungen der Atemwege 
und des Herzkreislaufsystems.» 

Weniger fossile Energie redu-
ziere zudem die Lärmemissio-
nen und bremse den kontinuier-
lichen Anstieg der Temperatu-
ren. Dass Hitzewellen wie im 
Sommer 2013 zu mehr Hitzeto-
ten führten, sei statisch erwiesen 

Schlussendlich werde eine Ab-
lehnung des CO2-Gesetzes die 
Schweiz mehr kosten als eine An-
nahme, sagte die Grüne Natio-
nalrätin Delphine Klopfenstein. 
Extreme Wetterlagen würden 
zeigen, dass die Zeit knapp 
werde. «Wir müssen heute han-
deln, um gefährliche, unumkehr-
bare und teure Folgen der Klima-
krise zu verhindern.» 

Dem Ja-Komitee angeschlos-
sen haben sich auch der Städte-
verband, der Wirtschaftsdach-
verband Economiesuisse, die 
Schweizerische Bankiervereini-
gung, der Schweizerische Versi-
cherungsverband, TCS, VCS und 
Umweltorganisationen. Am ver-

gangenen Donnerstag waren zu-
dem über hundert Wissenschaft-
ler und Wissenschaftlerinnen 
mit einem Appell für ein Ja zum 
CO2-Gesetz an die Öffentlichkeit 
getreten. 

Widerstand von SVP und 
Gewerbeverband 
Gegen das CO2-Gesetz sind die 
SVP, Verbände wie Handel 
Schweiz, Gastrosuisse, der Haus-
eigentümerverband, der Gewer-
beverband Zürich sowie die 
Automobilverbände und die Ver-
bände der Mineralölwirtschaft. 
Sie bezeichnen die Vorlage als 
zu teuer und unnötig.  

Die Schweiz hat sich mit der 
Unterzeichnung des Pariser Kli-
maabkommens verpflichtet, ihre 
Treibhausgasemissionen bis 2030 
im Vergleich zum Niveau von 
1990 zu halbieren. Mindestens 
drei Viertel der Reduktion soll in 
der Schweiz erfolgen. sda

«Wir müssen heute handeln» 
Klimaschutz Eine breite Allianz hat gestern in Bern für das CO2-Gesetz geworben. Es gelte, unumkehrbare 
Folgen der Erderwärmung zu vermeiden, war eines der Hauptargumente.

Für sie ist der richtige Weg klar: Medienkonferenz gestern in Bern. KEYSTONE

Zum Komitee  
gehören auch  
Unternehmen wie 
Ikea oder Novartis.

Ringen um die 
«Lex Netflix» 
geht weiter 
Filmförderung Die zuständige 
Ständeratskommission bleibt 
hart: Streaming-Plattformen 
sollen vier Prozent ihrer 
Einnahmen in den Schweizer 
Film investieren.  

Vier statt nur ein Prozent der 
Einnehmen. Die vorberatende 
Kommission will Streaming-
Dienste wie Netflix und auslän-
dische Werbefenster weiterhin 
stärker zur Kasse bitten, als dies 
der Nationalrat beschlossen hat.  

Damit lehnte es die Kommis-
sion ab, auf ihren früheren Ent-
scheid zurückzukommen. Der 
Nationalrat hatte die Reduktion 
in der Herbstsession beschlos-
sen. Die Ständeratskommission 
schloss gestern die Detailbera-
tung der Revision des Filmgeset-
zes ab. Auf eine Ersatzabgabe 
will die Mehrheit der Kommis-
sion mit 7 zu 6 Stimmen verzich-
ten. Im Gegenzug beantragt die 
Kommission die Einführung 
einer Nachzahlungspflicht. Be-
zahlen Unternehmen ihre Abga-
ben nicht, sollen sie vom Bund zu 
einer Nachzahlung verpflichtet 
werden können. 

In der Gesamtabstimmung hat 
die Kommission die Vorlage mit 
7 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltun-
gen angenommen. 

Die Vereinigung der Schweizer 
Filmproduzenten, die Swiss Film 
Producers’ Association (SFP), 
zeigte sich in einer Mitteilung 
gestern erfreut, dass die Stände-
ratskommission dem Vorschlag 
des Bundesrats folgt und eine Ab-
gabe von vier Prozent vorsieht. 

Diese Abgabe sei im interna-
tionalen Vergleich zwar nicht 
hoch, aber fürs Schweizer Film-
schaffen enorm wichtig, teilte 
der Verband mit. «Wenn Nach-
barländer bedeutsame Investi-
tionsverpflichtungen kennen, die 
Schweiz aber nicht, dann sind 
wir Schweizer Filmschaffenden 
benachteiligt und werden im 
Prozess teils von Beginn an ver-
gessen» wird Elena Pedrazzoli, 
Co-Präsidentin der Gruppe Au-
toren, Regie, Produktion 
(GARP), zitiert. Das Geschäft 
wird in der Sommersession vom 
Ständerat beraten. sda

«Ehe für alle» 
kommt definitiv 
vors Volk 
Bern Das Referendum gegen die 
«Ehe für alle» ist formell zu-
stande gekommen. Die Schwei-
zer Stimmbevölkerung muss da-
mit über die Ehe für gleichge-
schlechtliche Paare abstimmen. 

Das Referendumskomitee 
habe 61 027 gültige Unterschrif-
ten eingereicht, teilte die Bun-
deskanzlei gestern mit. Für das 
Zustandekommen sind 50 000 
gültige Unterschriften nötig. 

Hinter dem Referendum steht 
ein überparteiliches Komitee mit 
Vertretern vor allem aus der Eid-
genössisch-Demokratischen 
Union (EDU) und der SVP. Die 
Gegnerinnen und Gegner stören 
sich daran, dass die «Ehe für 
alle» ohne Verfassungsänderung 
eingeführt werden soll. Und die 
Samenspende für lesbische 
Paare hält das Komitee für 
«rechtlich und moralisch be-
denklich».Um den Gegnerinnen 
und Gegnern des Gesetzes Paroli 
zu bieten, hat die Operation Li-
bero ihrerseits eine Online-Peti-
tion für das Gesetz gestartet. Bis 
gestern Nachmittag unterschrie-
ben die Petition rund 108 000 
Personen. sda

Coronavirus Die Behörden des 
Bundes wollen die indische 
Virusvariante möglichst von 
der Schweiz fernhalten. Sie 
versichern aber, die 
Impfstoffe schützten auch 
gegen diesen Erreger. 

Die Impfkampagne gegen das Co-
ronavirus in der Schweiz gewinnt 
an Fahrt. Die Impfkadenz ist letzte 
Woche im Vergleich zur Vorwoche 
um 20 Prozent gestiegen, wie das 
Bundesamt für Gesundheit (BAG) 
gestern meldete. Vom 19. April bis 
25. April wurden Pro Tag wurden 
durchschnittlich 48 928 Impfun-
gen durchgeführt. 10,1 Prozent 
der Bevölkerung haben bereits 
zwei Impfdosen erhalten. 

So schnell wie möglich und so 
viele Personen wie möglich soll-
ten mit einer ersten Dosis ge-
impft werden, erklärte Virginie 

Masserey, Leiterin der Sektion 
Infektionskontrolle im BAG, vor 
den Bundeshausmedien. 

Das BAG begrüsse es, dass so-
bald als möglich auch Jüngere 
geimpft würden, wenn die Nach-
frage bei den Älteren sinke und 
genug Impfdosen vorhanden 
seien. Eine Nachfrage bei der 
jüngeren Bevölkerung bestehe. 
Ältere könnten sich aber auch 
dann noch impfen lassen und 
würden priorisiert. 

Die mRNA-Impfstoffe, wie sie 
in der Schweiz verimpft werden, 
schütze auch gegen die indische 
Varianten schützen, so Masse-
rey. Bisher sei ein Fall dieser Va-
riante bekannt. Zurzeit könne 
man das Risiko einer Ausbrei-
tung schwer einschätzen. In der 
Schweiz zeige sich, dass die vor-
herrschende britische Virusva-
riante aggressiver sei. Mehr Per-

sonen müssten hospitalisiert 
werden. Allerdings seien die Pa-
tientinnen und die Patienten jün-
ger, weil viele ältere Menschen 
schon geimpft seien. 

Der Bund arbeitet derzeit zwei 
Varianten von Covid-Zertifika-
ten aus. Diese sollen bis Mitte 
Mai vorgestellt werden, wie Mas-
serey weiter sagte. Das Covid-
Zertifikat solle zudem internatio-
nal kompatibel sein. Daher 
arbeite man mit der WHO und 
der EU zusammen. Im Juni 

dürfte ein Zertifikat vorhanden 
sein. 

Masserey wies darauf hin, dass 
das Covid-Zertifikat kein Impf-
nachweis sei. Es werde auch für 
Genesene und Personen mit ne-
gativen Tests ausgestellt. Man 
wisse derzeit noch nicht, für wel-
che Zwecke das Zertifikat verwen-
det werde. Das müsse der Bun-
desrat festlegen, so Masserey. 

Bundesrat Berset bezeichnete 
das Projekt bei einem Besuch im 
Impfzentrum im Forum Freiburg 
als sehr anspruchsvoll, aber man 
sei zum Erfolg verdammt. Damit 
Reisen für Geimpfte, Genesene 
und Getestete wieder möglich 
seien, brauche es internationale 
Koordination. 

Masserey betonte vor den Me-
dien zudem die Wichtigkeit re-
gelmässiger Tests an Schulen, 
Unternehmen und anderen Insti-

tutionen. Die Testkonzepte der 
Kantone seien gut fortgeschrit-
ten, alle 26 Kantone hätten mitt-
lerweile dem BAG Konzepte vor-
gelegt. Zwei bis drei Millionen 
Personen hätten bisher rund acht 
Millionen kostenlose Selbsttests 
in den Apotheken bezogen. 

Derweil wurden dem BAG in 
der Schweiz und Liechtenstein 
gestern innerhalb von 24 Stun-
den 2135 neue Coronavirus-An-
steckungen gemeldet. Gleichzei-
tig registrierte das BAG 11 neue 
Todesfälle und 65 Spitaleinwei-
sungen. Die Test-Positivitätsrate 
für die vergangenen sieben Tage 
lag bei 8,8 Prozent. Im selben 
Zeitraum wurden pro 100 000 
Einwohnerinnen und Einwohner 
318,18 laborbestätigte Infektio-
nen gemeldet. Die Reproduk-
tionszahl R lag am 16. April bei 
1,04. sda

Noch viele offene Fragen bei indischer Variante 
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